
 
 
 
 

Amtliche Bekanntmachung des Zweckverbandes Obere Bille 
 
 

 
Satzung 

des Zweckverbandes Obere Bille 
über die Erhebung von Verwaltungsgebühren 

 
 
Aufgrund des § 5 Absatz 6 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) in Verbindung mit § 
4 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein und der §§ 1 Absatz 2 
Satz 1, 2 Absatz 1 Satz 1 und 5 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein wird 
nach Beschlussfassung durch die Verbandsversammlung vom 09.12.2020 folgende Satzung erlassen: 
 
 

§ 1 
Gegenstand der Gebühr 

(1) Für die in der anliegenden Gebührentabelle aufgeführten besonderen Leistungen 
(Amtshandlungen oder sonstige Tätigkeiten) des Abwasserzweckverbandes 
Obere Bille (AZV) in Selbstverwaltungsangelegenheiten, die von dem Beteiligten 
beantragt oder sonst von ihm im eigenen Interesse veranlasst worden sind, sind 
Verwaltungsgebühren nach dieser Gebührensatzung zu entrichten. 

 
(2) Die im Zusammenhang mit der Leistung entstandenen Auslagen sind in der Ge-

bühr enthalten, wenn sie nicht nach § 5 Absatz 5 KAG erstattungsfähig sind. Die 
erstattungsfähigen Auslagen werden auch gefordert, wenn für die Leistung selbst 
keine Gebühr erhoben wird. 

 
 

§ 2 
Gebührenfreie Leistungen 

Gebührenfrei sind: 
 
1. mündliche Auskünfte, 
 
2. schriftliche Auskünfte, die nach Art und Umfang und unter Berücksichtigung ihres 

wirtschaftlichen Wertes oder ihres sonstigen Nutzens für den Anfragenden eine 
Gegenleistung nicht erfordern, 

 
3. Leistungen, die im öffentlichen Interesse erfolgen, 
 
4. Leistungen, die von den im Dienst oder im Ruhestand befindlichen Beamten, An-

gestellten oder Arbeitern der eigenen Verwaltung beantragt werden und das 
Dienstverhältnis betreffen; das gilt für deren Hinterbliebenen entsprechend, 

 



5. Leistungen, deren gebührenfreie Vornahme gesetzlich vorgeschrieben ist, 
 
6. Leistungen, die eine Behörde in Ausübung öffentlicher Gewalt veranlasst, es sei 

denn, dass die Gebühr einem Dritten als mittelbarem Veranlasser aufzuerlegen 
ist, 

 
7. Gebührenentscheidungen. 
 
 

§ 3 
Gebührenbefreiung 

(1) Von Verwaltungsgebühren sind befreit: 
 

a) Die Behörden des Bundes und der Länder sowie die Gemeinden, Kreise und 
Ämter, sofern die Amtshandlung nicht ihre wirtschaftlichen Unternehmen be-
trifft. 

 
b) Körperschaften, Vereinigungen und Stiftungen, die gemeinnützigen oder mild-

tätigen Zwecken im Sinne des Steuerrechts dienen, soweit die Angelegenheit 
nicht einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb betrifft; die steu-
errechtliche Behandlung als gemeinnützig oder mildtätig ist durch eine Beschei-
nigung des Finanzamts (Freistellungsbescheid oder sonstige Bestätigung) 
nachzuweisen. 

 
c) Kirchen, sonstige Religionsgesellschaften und Weltanschauungsvereinigun-

gen, die die Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts haben. 
 
(2) Die Gebührenfreiheit nach Absatz 1 besteht nur, wenn die gebührenpflichtige Ver-

waltungsleistung notwendig ist, um Aufgaben zu erfüllen, die den in Absatz 1 Ge-
nannten nach ihren Satzungen oder ihren sonstigen Rechtsvorschriften obliegen 
und, soweit sie nicht berechtigt sind, die Verwaltungsgebühren Dritten aufzuerle-
gen. 

 
(3) Die Vorschriften über die Amtshilfe bleiben unberührt. 
 
 

§ 4 
Höhe der Gebühren 

(1) Die Höhe der Gebühren richtet sich nach der anliegenden Gebührentabelle, die 
Bestandteil der Satzung ist. Soweit sich die Gebühr nach dem Wert des Gegen-
standes richtet, ist der Wert zur Zeit der Beendigung der Amtshandlung maßge-
bend. Für die Berechnung der Gebühr werden Cent-Beträge auf volle Euro abge-
rundet. 

 
(2) Soweit für den Ansatz der Gebühr ein Spielraum gelassen wird, ist die Höhe der 

Gebühr unter Berücksichtigung der Bedeutung, des wirtschaftlichen Wertes oder 
des sonstigen Nutzens für den Gebührenpflichtigen, und des Umfanges, der 
Schwierigkeit und des Zeitaufwandes für die Amtshandlung festzusetzen. 

 
 



§ 5 
Gebühr bei Ablehnung oder Zurücknahme von Anträgen 

und bei Widersprüchen 

(1) Wird ein Antrag ausschließlich wegen Unzuständigkeit der Behörde abgelehnt, 
wird keine Verwaltungsgebühr erhoben. Dasselbe gilt bei Rücknahme eines An-
trags, wenn mit der sachlichen Bearbeitung noch nicht begonnen ist. 

 
(2) Die vorgesehene Verwaltungsgebühr ermäßigt sich um ein Viertel, wenn 
 

1. ein Antrag zurückgenommen wird, nachdem mit der sachlichen Bearbeitung be-
gonnen, die Amtshandlung aber noch nicht beendet ist; 

 
2. ein Antrag aus anderen Gründen als wegen Unzuständigkeit abgelehnt wird o-

der 
 
3. eine Amtshandlung zurückgenommen oder widerrufen wird. 

 
 Im Falle der Ziffer 1 kann Gebührenfreiheit gewährt werden, wenn der Antrag aus 

entschuldbarer Unkenntnis der Verhältnisse gestellt wurde. 
 
(3) In den Fällen des Abs. 2 wird die Gebühr nur erhoben, wenn sie sich auf mindes-

tens 2,50 Euro errechnet. 
 
(4) Eine Gebühr für Widerspruchsbescheide darf nur erhoben werden, wenn und so-

weit der Widerspruch zurückgewiesen wird. Sie darf höchstens die Hälfte der Ge-
bühr für den angefochtenen Verwaltungsakt betragen. 

 
 

§ 6 
Gebührenpflichtiger 

Zur Zahlung der Gebühr und zur Erstattung von Auslagen ist derjenige verpflichtet, der 
die Leistung beantragt oder veranlasst hat oder der die Kosten durch eine ausdrückli-
che Erklärung übernommen hat. Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamt-
schuldner. 
 
 

§ 7 
Entstehung der Gebühren- und Erstattungspflicht und Fälligkeit 

(1) Die Gebührenschuld entsteht, soweit ein Antrag notwendig ist, mit dessen Ein-
gang, im Übrigen mit der Beendigung der gebührenpflichtigen Amtshandlung. 

 
(2) Die Verpflichtung zur Erstattung von Auslagen entsteht mit der Aufwendung des 

zu erstattenden Betrages, in den Fällen des § 5 Absatz 5 Nr. 5 Halbsatz 2 und Nr. 
7 Halbsatz 2 KAG mit der Beendigung der kostenpflichtigen Amtshandlung. 

 
(3) Die Gebühr und die Auslagenerstattung werden fällig, wenn die Leistung unbe-

schadet des § 5 vollendet ist und wenn die Entscheidung, Genehmigung pp. aus-
gehändigt wird. 

 



(4) In Abweichung von Abs. 3 kann die Gebühr auch bereits vor der Vornahme der 
Amtshandlung gefordert werden, es kann Sicherheit verlangt werden. 

 
(5) Der Gebührenpflichtige soll möglichst vor der Leistung auf die Gebührenpflicht hin-

gewiesen werden. 
 
 

§ 8 
Datenschutz 

Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten erfolgt unter Beachtung der ein-
schlägigen gesetzlichen Vorschriften, insbesondere der EU-Datenschutz-Grundver-
ordnung (Artikel 6 Absatz 1 e DSGVO) und dem Landesdatenschutzgesetz Schles-
wig-Holstein (§§ 3 Absätze 1 und 4). 
 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

Diese Gebührensatzung tritt am Tage nach Ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die „Satzung des Abwasserzweckverbandes Obere Bille über die Er-
hebung on Verwaltungsgebühren“ vom 14.02.2008 in der Fassung der 1. Änderungs-
satzung vom 30.07.2008 außer Kraft. 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 
 
 
Trittau, den 09.12.2020 
 
 
 
 
 
 (Heinz Hoch) 
 Verbandsvorsteher 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Gebührentabelle 
(Anlage zur Verwaltungsgebührensatzung) 

 
1. Bescheinigungen, soweit nachstehend nicht besonders auf-

geführt 
Für Leistungen, die mit größerem Zeitaufwand als einer hal-
ben Stunde verbunden sind, erhöht sich die Gebühr je ange-
fangene halbe Stunde um 

 
2,50 € 

 
 

15,00 € 
2. Fotokopien von Verwaltungsvorgängen 

je Seite A 4 s/w 
je Seite A 3 s/w 
je Seite A 4 Farbe 
je Seite A 3 Farbe 
Von der Erhebung der Gebühr kann ganz oder teilweise ab-
gesehen werden, wenn dies im Einzelfall aus Gründen der 
Billigkeit, der Wirtschaftlichkeit oder des öffentlichen Interes-
ses geboten ist. 

 
0,50 € 
1,00 € 
1,00 € 
2,00 € 

3. Für schriftliche Auskünfte, soweit sie in dieser Gebührenta-
belle nicht besonders aufgeführt sind, wird die Gebühr nach 
dem Zeitaufwand erhoben; sie beträgt für jede angefangene 
halbe Stunde 

 
 
 

15,00 € 
4. Genehmigungen, Erlaubnisse, Ausnahmebewilligungen und 

Bescheinigungen, soweit nicht eine andere Gebühr oder Ge-
bührenfreiheit vorgeschrieben ist 
jede angefangene halbe Stunde 

 
 
 

26,00 € 
5. Erteilung eines ablehnenden Widerspruchsbescheides = Be-

rechnung nach der Gebühr, die für die angefochtene Ent-
scheidung festgesetzt worden ist 

 
bis ½ der Gebühr 

6. Bereitstellung eines Arbeitsplatzes und/oder auch nur Über-
lassung von Unterlagen (auch Grundsstücksakten und Ent-
wurfspläne) zur Einsichtnahme oder Selbstherstellung von 
Abschriften, Auszügen usw. 
für jeden angefangene Tag 

 
 
 
 

10,00 € 
7. Bescheinigungen über den Stand des Steuerkontos 15,00 € 
8. Zweitausfertigung einer Zahlungsbescheinigung 15,00 € 
9. Zweitausfertigung eines Abgabenbescheids 5,00 € 

10. Ermittlung oder Schätzung von Abgaben und Beiträge vor 
Beginn der Abgabepflicht auf Antrag des Pflichtigen 

 
15,00 € 

11. Feststellungen aus Abgabenkonten und -akten je angefan-
gene halbe Stunde 

 
15,00 € 

12. Ausstellung von Bescheinigungen für Kreditanstalten zu Be-
leihungszwecken 
a) für Einfamilienhäuser 
b) für Zweifamilienhäuser 
c) für zwei- und mehrgeschossige Mietshäuser 
d) für Gewerbegrundstücke 
e) für sonstige Grundstücke 

 
 

15,00 € 
15,00 € 
15,00 € 
15,00 € 
15,00 € 

13. Genehmigung und Überwachung von Arbeiten, die für Rech-
nung Dritter von Unternehmen an Straßen, Plätzen, Kanälen 
und sonstigen Anlagen ausgeführt werden (insbes. Aufgrabe-
bescheinigungen) 

 
 
 

50,00 € 
14. Erstellung von Auszügen aus dem Kanal- und Trinkwasser-

kataster 
15,00 € 



15. Erteilung von Vorrangseinräumungen, Löschungsbewilligun-
gen, Freigabeerklärungen und sonstigen Erklärungen für das 
Grundbuch 

 
 

15,00 € 
16. Untersuchung von Störungen im Kanalanschluss eines 

Grundstücks 
tatsächliche 

Kosten 
17. Entwässerungsgenehmigung - Schmutzwasser 

- Garagen/Nebenanlagen bis 50 qm Grundfläche 
 
- Wohngebäude 
 
 
- Gewerbe- und Industriegebäude, Sonderbauten 
 
 
 
 
 
- alle anderen baulichen Anlagen 
 

 

20,00 € 
 

30,00 € je WE, 
max. 300,00 € 

 
30,00 € je 

angefangene 
100 m² Nutzfläche, 

max. 3.000,00 € 
 

30,00 € je 
angefangene 100 m² 
überbaute Gebäude-

grundfläche, max. 
3.000,00 € 

18. Entwässerungsgenehmigung – Niederschlagswasser 

- Garagen/Nebenanlagen bis 50 qm Grundfläche 
 
- Wohngebäude 
 
 
- alle anderen baulichen Anlagen 
 
 
 
 
 

 

20,00 € 
 

30,00 € je WE 
max. 300,00 € 

 
30,00 € je angefan-
gene 100 m² über-

baute Gebäude- 
grundfläche, max. 

 3.000,00 € 

19. Genehmigung Wasseranschlüsse 

- Garagen/Nebenanlagen bis 50 qm Grundfläche 
 
- Wohngebäude 
 
 
- Gewerbe- und Industriegebäude, Sonderbauten 
 
 
 
 
- alle anderen baulichen Anlagen 
 
 
 
 

 

20,00 € 
 

30,00 € je WE 
max. 300,00 € 

 
30,00 € je 

angefangene 
100 m² Nutzfläche, 

max. 3.000,00 € 
 

30,00 € je angefan-
gene 100 m² über-

baute Gebäude- 
grundfläche, max. 

 3.000,00 € 

 


